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Außerordentliche Gehaltszahlung und
^ Bekanntlich ist zu Beginn des vorigen Monats eine Rege¬

lung dahingehend zustandcgekommen, das; den planmäßigen
und außerplanmäßigen Beamten als außerordentliche Zahlung
ein Monatsdien st einkommen zugestanden wurde , wo¬
von drei Viertel am 14. April und ein Viertel am 15. Mai
zahlbar sein sollten. Als Diensteinkommen hat dabei zu gelten :
Grundgehalt . Oltszuschlag , Kinderzuschlag, Teuerungszuschlag .
Frauenzulage und auch die örtliche Sonderzulage .
Maßgebender Stichtag dafür , welche Besoldungsgruppe ,Ortsklasse in Betracht kommt, aber auch ob und in welcher
Höhe Kinderzuschlag. Frauenzulage usw. dabei zugrunde zulegen ist, war oder ist der 1 . April 1823 .

Nachdem nun die Steuerregelung der örtlichen Sonderzu¬
schläge vor der Tür steht und damit für sehr viele Orte eine Er¬
höhung des bisher geltenden Hundertsatzes eintritt , ergibt sich
auch die Notwendigkeit der Nachregulierung der im ersten Ab¬
satz erwähnten außerordentlichen Zahlung . Siewird u . E . mit dem auf 15. Mai fälligen vierten Viertel zu be¬wirken sein. In der Praxis würde die Sache sich so abwickelnkönnen, daß bei der Zahlung an Vierteljahrsempfän¬ger die Erhöhung des örtlichen Sonderzu¬schlags (die rückwirkend vom 1. März gedacht ist ) für dieMonate März bis mit Juni und zuzüglich der daneben be¬
willigten Zahlung eines Monatseinkommens demnach für 4 +1 Monate = int 5fachen Betrage , bei Monatsempfängern

Lrböbnng der örtlichen Sonderzulage .
dagegen (für März —Mai ) im 4fach en Betrag seines Mo»
nattbetreffrch'ses zu leisten wäre ; ob aus Gründen der Zweck¬mäßigkeit (Anweisungs- und Kasssntechnik ) schließlich den Mo-natsenrpfängern auch gleich die Erhöhung für den Monat Junizufließen sollte , das bleibt der Anordnung der dafür zustän¬digen Stellen überlassen.

Hier kam es darauf an , darzutun , daß bei der Berech¬nung der Nachzahlung aus Anlaß der Erhöhung der Sonder¬zuschläge das auf die außerordentliche Zahlung ent¬fallende Monatsbetreffnis zu berücksichtigen . War wie z. B.in Karlsruhe als örtlicher Sonderzuschlag vom 1 . April 1923ursprünglich 104 v. H . maßgebend und ist dieser Satz durch dieNeuregelung vom 1 . März 1923 ab auf 234 festgesetzt, also um130 v. H. erhöht, , so ist diese Erhöhung nicht nur für das ge¬wöhnlich fortlaufende Diensteinkommen, sondern auch für die alsaußerordentliche Zahlung bewirkte Abgeltung der allgemeinenTeuerung in Anspruch zu nehmen ; denn durch die mit Rück¬wirkung ab 1 . März 1923 geltende Erhöhung der örtlichenSonderzuschläge ist anerkannt , daß einer bereits seit jenemZeitpunkt herrschenden Verschärfung der wirtschaftlichen LageRechnung zu tragen war und weiter , daß diese V er s ch ä r -f u n g bei der Bewilligung der außerordentlichen Zahlung imApril tatsächlich bestanden hat. aber in der Berech¬nung des s. Zt . geltenden Diensteinkommens noch nicht zumAusdruck gekommen ist.

Dattung kur Tklciber pp . der Beamten bei Diebstählen im Dienstgebäude .Aus Anlaß einer Reihe vorgetrageuer Einzelfälle hat sich derVerband der staatlichen Verwaltungs - Ober -
sekretäre und Anwärter (Sitz Breslau ) mit nach¬stehender Anfrage an die Rechtsabteilung des Deutschen Beam¬tenbundes gewendet:

„Bei Behörden , deren Beamte zu Mitgliedern unseres Bun¬des Preußischer Verwaltungsbeamten zählen , haben sich imLaufe der beiden letzten Jahre die Fälle gemehrt, daß den Be¬amten aus ihren Diensträumen während ihrer Abwesenheitihnen gehörige Gegenstände, wie vor allen Dingen Bürojacketts ,Fahrräder , Papierscheren , Taschenmesserusw . zum Teil währendder Dienststunden entwendet wurden . Die Benutzung dieserGegenstände und das Vorhandensein in den Diensträumengeschah regelmäßig aus Anlaß des Dienstinteresses . Da be¬hördlicherseits auf die gestellten Ersatzcmträge hin kein Ent¬gegenkommen bisher bewiesen worden ist , beabsichtigen wir ge¬gebenenfalls den Rechtsweg zu beschreiten, wären jedoch füreine vorherige Begutachtung der Angelegenheit dahin dankbar,ob bei einer Beschreitung des Rechtsweges Aussicht auf Erfolgbesteht . Da diese Frage eine ganz grundsätzliche ist, wäre unsauch eine Mitteilung erwünscht, ob der Deutsche Beamtenbundselbst ein Rechtsverfahren aus seinen Mitteln durchführenwürde, pp ."
Darauf ist von der Rechtsabteilung des Deutschen Beam¬tenbundes nachstehende Antwort erteilt worden :
„ Für die Haftung der Behörde für die einem Beamten ausden Diensträumen gestohlenen Gegenstände sind grundsätzlichzwei Fälle zu unterscheiden, und zwar : 1. der Fall , daß derDiebstahl innerhalb der Dienststunden , und 2. daß er außer¬halb der Dienststunden begangen wurde . Wir werden diesebeiden Fälle getrennt behandeln.
1 . Ein besonderer Verwahrungsvertrag <8 688 BGB .), ausdem eine Haftung für die während der Dienststunden aus denDiensträumen entwendeten Gegenstände hergeleitet werdenkönnte, besteht nicht , da zum mindesten auf Seiten der Behördeder Wille fehlt, einen derartigen Vertrag abzuschließen. Aberauch wenn man das Vorliegen eines besonderen Verwahrungs¬vertrages annehmen wollte , würde eine Haftpflicht der Behörde,oder richtiger gesagt, des Reiches, des Staates oder der Ge¬meinde nur ausnahmsweise eintreten . Der angenommene Ver¬wahrungsvertrag wäre selbstverständlich ein unentgeltlicher , derVerwahrer ( Reich , Staat , Gemeinde ) hätte demnach nur fürdiejenige Sorgfalt einzustehen, die er in eigenen Angelegen¬heiten anzuwenden pflegt. (8 690 BGB .) Er braucht also fürdie Aufbewahrung der fremden Sachen nur in dem Maße zusorgen, wie für die Aufbewahrung seiner eigenen . Eine Ver¬letzung dieser Pflicht dürfte immerhin schwer nachzuweisen sein.Es ist also eine Haftpflicht aus Vertrag abzulehnen (vgl. Urteildes Kammergerichts vom 17. Januar 1922 m der Zeitschrift„ Rundschau für Kommunalbeamte " Nr . 32 vom 12. 8. 22 S .552 , ferner die arbeitsrechtliche Rechtsprechung. Urteil Gewerbe¬gericht Stettin vom 6. 5. 1919 und Landgericht Stettin vom29 . 4. 20 in der Zeitschrift „Arbeitsrecht ", Jahrgang 1921 ,Nr . 6, S . 189, anscheinend a . M . Gewerbegericht Augsburg , Ur¬teil vom 12. Juni 1918 „Arbeitsrecht " Jahrgang 1919 Nr . 3/4 ,S . 124).

Der Bucb- und Betriebsprükungsdienstder Neicbsklnanzverwaltung.
O Nachdem in den letzten Jahren die Steuergefetze wesentlichvermehrt und die bereits bestehenden weiter ausgebaut wordensind, so erhob sich immer mehr die Forderung , daß diese Ge¬setze nicht bloß auf dem Papier stehen blieben, sondern auch imdie Praxis ihrem Geiste entsprechend richtig zum Vollzug kä¬men , daß also all die Personen und Quellen , die von der Steuererfaßt werden sollen, möglichst restlos auch tatsächlich hervor-gcholt wurden . Bekanntlich ist das Steuersystem des Reichesaufgebaut auf dem Grundgedanken der Besteuerung nach derLeistungsfähigkeit. Der Geldbedarf des Reiches ist sowohl we¬gen der Geldentwertung wie auch wegen der Verpflichtungenaus dem Friedensvertrag ms Ungeheure gestiegen. Die Kenn¬zeichen der neuen Steuern sind deshalb hohe und meist pro¬gressiv gestaltete Steuersätze . Aber gerade deshalb wird dieGefahr der Steuerhinterziehung , der Anreiz zum„Steuermogeln " immer größer, und diese Dinge erfuhren nocheine Verschärfung dadurch, weil schon während des Krieges einSinken der Geschäfts- und Steuermoral eingesetzt und in derNachkriegszeit weiter um sich gegriffen hat . Dazu kommt, daßdie Verschleierung der Vermögens - und Ein -kommensverhälnisse begünstigt wird durch dasständige Schwanken des Geldwerts , durch die großen Verschie¬bungen, welche in der Vermögensverteilung eingetreten sindund durch den relativ höheren Anteil der sogenannten unsicht¬baren Einkünfte am gesamten Volkseinkommen. Angesichtsdieser Dinge mußte den ehrlichen Steuerzahler Ber -bitterung überkommen, wenn er die Überzeugung gewann , daß

nicht alle Steuerpflichtigen entsprechend ihrer Leistungsfähig¬keit zur Steuer herangezogen werden, und wenn er weiter wahr¬nahm, daß die Reichsfinanzverwaltungbisher nicht die ausrei¬chenden Mittel oder Stellen besaß, Steuerhinterziehungen mitwünschenswertem Erstolg aufzudecken und so erwuchs die Ge.fahr, daß infolge einer unzulänglichen Steuerkontrolle dieSteuermoral immer tiefer sinkt .
Unter solchen Umständen war es unbedingt notwendig, daßvon Seiten der Reichsfinanzverwaltung besondere Kontroll»matznahmen ergriffen wurden . Zu diesem Zwecke ist als erste ,und wichtigste Notwendigkeit dieser Art eine überdas ganze Reich sich er st reckender Buch - undBetriebsprüfungSdienst eingerichtet worden .
Der Auf ^ abenkroi » dieses Buch- und Betriebsprü¬fungsdienstes ist folgender :
1 . Vornahme von Buch- und Betriebsprüfungen.Die kaufmännischen Bücher und Bilanzen bieten vom Stand¬punkt des Steuerrechts au» unter zwei Gesichtspunkten beson-deres Interesse.
Sie müssen nach den Vorschriften de» Handelsrechts formellund sachlich erstellt sein und dürfen im besonderen keine Ver¬schleierungen enthalten.
Darüber hinaus sind die Bilanzen steuerlich zu berichtigen .Diese Korrekturen sind vorzunehmen auf Grund von Bückern ,die im Sinne des Handelsgesetzbuches einwandfrei geführt sind.Hierher gehören die Feststellung de» Seuerwerts von Grund¬stücken und Wertpapieren , die Berichtigung der Abschreibungenund die Aufdeckung stiller Reserven usw,

Es bleibt die Frage offen, ob nicht der bestohlene Beamteeinen Schadenersatzanspruch aus anderer Rechtsquelle hat . Esist selbstverständlich , daß dem Beamten Gelegenheit gegebensein muß , seinen Hut u. seinen Mantel in den Diensträumen ab¬zulegen . In vielen Fällen wird ihm dazu ein besonderer Schrankzur Verfügung stehen . Wenn der Beamte seine Sachen dortaufbewahrt , so kann und muß er damit rechnen, daß sie in derWeise ausbewahrt sind, daß sie entsprechend den allgemein fürdie Sicherheit des Gebäudes getroffenen Maßnahmen gegenDiebstahl gesichert sind , also z . B . dagegen sicher, daß nicht einUnbefugter das Haus betritt (Sicherung durch Pförtner ) undGelegenheit findet, ein im Augenblick leeres Zimmer zu betre¬ten und den Diebstahl zu begehen. Es kann jedoch nicht damitgerechnet werden, daß die Sachen auch si -ber sind gegen einenDiebstahl, den z . B . ein Einbrecher vom Dach aus durch dasFenster begeht. Mit anderen Worten , der Dienstberechtigte,Reich , Staat , Gemeinde, haftet für einen Diebstahlin den Büroräumen dann , wenn die Maßnah¬men zur Sicheru 'ng , mit denen der Beamte rech¬nen konnte , nicht richtig durchgeführt wurden ,wenn- z. B . der Pförtner auf längere Zeit das Tor verlassen hatund nachgewiesen wird, daß hierdurch einem Dieb Gelegenheitzum Eindringen in das Gebäude gegeben wurde . In gleicherWeise regelt sich auch die Haftpflicht für andere in das Dienst¬gebäude mitgebrachte Gegerütände wie Fahrräder usw.Ob eine Ersatzpflicht besteht , kann immer nur nach der Lagedes einzelnen Falles entschieden werden ; sorgsamste Prüfungaller Tatumstände ist jedoch notwendig, um im Falle einesProzesses einen ungünstigen Ausgang zu vermeiden.2. Für die außerhalb der Dienststunden in den Diensträumenbelassenen Gegenstände besteht eine Haftpflicht nicht , da hierder Zusammenhang zwischen dienstlicher Tätigkeit und Notwen¬digkeit der Aufbewahrung im Gegensatz zu dem unter 1. gegebe¬nen Fall fehlt . Läßt der Beamte außerhalb derDien st stunden ihm gehörige Sachen in » denDien st räumen , so geschieht dies auf eigeneGefahr .
Bedeutsam für die Frage der Haftpflicht ist auch noch dieFrage eines etwaigen mitwirkenden Verschuldens des Beamten(8 254 BGB . ) : „Hat bei der Entstehung eines Schadens einVerschulden des Beschädigten mitgewirkt, so hängt die Verpflich¬tung zum Ersätze sowie der Umfang des zu leistenden Ersatzesvon den Umständen, insbesondere davon ab, inwieweit derSchaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teileverursacht worden ist." Wir gehen auf diese Frage nicht weiterein, teilen Ihnen nur einen immerhin bedeutsamen Satz auseinem Urteil des Oberlandesgerichts Hamburg zu dieser Fragemit :
„Eine Haftung ist aber dann abzulehnen, wenn der Beamteohne zwingenden Grund sich mit einer unzweckmäßigen Aufbe»wabrung einverstanden erklärt hat ."
(Urteil vom 2. Februar 1922, Hanseatische Gerichtszeitung ,Beiblatt 22 S 97 .)
Für die Durchführung eines Prozesses können Mittel deSD .B .B . nicht zur Verfügung gestellt werden, da dieser eineRechtsschutzkasse nicht besitzt. Derartige Aufgaben liegen denFachorganisationen ob.

"

Die Prüfungen der bezeichnten Art kommen in Betracht :- 2) im Steuer ermittlungs - u>nd FestsetzungMerfahren,b ) int Rechtsmittel - und Strafverfahren ,c) im Steueraufsichtswege zum Zwecke der Erziehung derSteuerpflichtigen zu geordneter Buchführung überhauptund zum Zwecke der systematischen Durchprüfu-ng ganzerErwerbszweige .
2. Verarbeitung des bei den Buch- und Betriebsprüfungen ge-wonnenen Materials für Zwecke der steuerlichen Veranlagungund Steuerforschung .
3. Ausbildung von Buch - und Betriebsprüfern : Abhalten vonperiodischen Besprechungen mit den Sachbearbeitern der Buch-prüfungsstellen der Landesfinanzämter ; Ausausch der Erfah¬rungen .
4. Ausbildung der gesamten in der Steuerveranlagung täti¬gen Beamten der Reichsfinanzverwaltung in der Buchhaltungund in der Beurteilung von Buchführungsabschlüssen.Die Prüfung kaufmännischer Bücher beansprucht eine pfleg¬liche Behandlung durch die Reichsfinanzverwaltung ; sie setzt re¬gelmäßig eine besondere Sachkenntnis voraus . Eie verlangtdort ein außergewöhnliches Maß von Fähigkeiten und Kennt¬nissen, wo es sich um die Prüfung der Bücher eines großen Un¬ternehmens handelt . Besondere Schwierigkeiten 'bereitet z . B.die Prüfung eines Unternehmens mit Tochtergesellschaften .Eine Bewältigung dieser Arbeit durch die mit der Veranlagungbetraute Beamtenschaft ist ohne entsprechende Ausbildung derVeranlagungsbeamten 'nicht möglich.Die Organisation des Buch- und Betriebsprüfungs¬dienstes gliedert sich in zwei Teile :

h. Die Organisation des zentralen Reichs - Buch- undBetriebsprüfungsdienstes und
2. die Organisation des Buch- und Betriebsprüfungsdienstesbei den Landesfinanzämtern und den Finanzämtern .Bei dem erstgenannten sind vorgesehen : eine R e v i s i o n s -st e l l e für wichtige Buch- und Betriebsprüfungsfälle , einAusbildung ? - und Kontrolldienst für die Buch -und Betriebsprüfer im Dienste der Reichsfinanzverwaltung,schließlich der Dien st zur Bearbeitung der Ergeb¬nisse der Buch- und Betriebsprüfung zum Zwecke derleichteren Durchführung der Steuerveranla¬gung und zur Steuerforschung .Namentlich die große Zahl der Festbesoldeten, der Lohn-, Ge.Haltsempfänger wird es nur begrüßen, daß Anstrengungen ge -macht werden, um auchjenen Gruppen von Steuerpflichtigen, de«.nen der Fiskus nicht durchSteuerabzug auf Heller und Pfennigihren Tribut abnehmen kann, einigermaßen das Gewissen zuschärfen und bei der Abfassung ihrer Steuererklärungen zutagetretende allzu „ großzügige" Auffassungen auf das richtige Matzzurückzuführen . Gerade unter der im letzten Halbjahr sich voll¬zogenen Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse kann mander Wirksamkeit des ins Leben gerufenen Buch - und Betriebs -tzrüfungsdienstes nur die besten Erfolge wünschen .

Tabl der Meicbsbeamten .
Hin und wieder taucht bei Erörterungen darüber , wiedas Anwachsen der Zahlen der Staatshaushalte , soweit '

sie denpersönlichen Aufwand betreffen , eine Eindämmung erfahrenkönnte, die Klage auf , daß das Deutsche Reich „viel zu viel Be-amte " habe, also „unproduktive Kräfte " unterhalte ; oft wirddiese Meinung von Leuten vertreten oder nachgebetet , deren'
Urteil auf Sachkenntnis nicht getrübt ist. Dabei wird dannmeist eine Berechnung aufgemacht, wie viel Beamte auf denKopf der Gesambevölkerung im Vergleich zu anderen Staatenentfallen . Es wird aber außer acht gelassen , daß in sehr vielenanderen Staaten z . B . der Eisenbahnbetrieb und oftauch die Po st- und Telegraphenverwaltung inprivater Hand sich befinden, ihre Angestellten also nicht znden Beamten rechnen, bei einer Vergleichung mit ihrerZahl und dem auf sie entfallenden Aufwand aber hier mit her¬angezogen werden müßten . Würde dieser Umstand berücksich¬tigt werden, so würde die Statistik sicher nicht zum NachteilDeutschlands ausfalle 'n.

Bankbeamte und TobnstabMsierung .
In einer vom allgemeinen Verband der deutschen Bankange¬stellten nach der Böhowbrauerei esnberufenen Versammlungnahm die Berliner Bankbeamtenschaft zu dem kümlich imReichsarbeitsministerium gefällten Schiedsspruch Stellung , dereine ErhöhungderBezügefürdenMonatAprilals nicht erforderlich erachtet hatte. Nach einer sehrlebhaften Aussprache gelangte einstimmig eine lEntschließungzur Annahme , in der gegen die „von der Regierung prokla¬mierte und vom Schlichtungsausfchuß befolgte Politik in derLohnstabilisierung " Protest erhoben wird. Es sei der Regierungnicht gelungen , die Kaufkraft der Mark zu steigern , und dieBankbeamtenschaft lehne es ab, sich zum Objekt derartiger Ex¬perimente machen zu lassen . Im Schluß der Resolution wer-den die Organisationen aufgefordert, die sofortige Einberufungder Betriebsversammlung in den Großbanken Berlins und de»Reiches jn die Wege zu letten und die alsbaldige Abstimmungin den Betrieben über die erforderlichen Kampfmaßnahmenvorzunehmen .

IKeicbsgericbtsentscbeidunsen.
Annahme von Trinkgeldern.

Wenn eine Anweisung der Behörde besteht, daß die denBeamten gegebenen Trinkgelder in einen verschlossenen Kastenzu legen sind, dieser jeden Abend abgeliefert wird und dasGeld am Jahresschluß gleichmäßig unter die in Frage kom¬menden Beamten verteilt wird, so begeht b" Beamte AmtsUnterschlagung (8 350 StG -B-)» der erhaltene Trinkgelder fürsich behält .
(Urteil des RG . vom 19. Mai 1922 in „Deutsche Juristen¬zeitung " 1911 , Seite 1392 .)

Vermögensrechtliche Ansprüche der Beamte«.Die Ansprüche der Beamten auf Gehalt und Ruhegehaltsind, wenn auch „vermügensrechtlicher", so doch nicht bürger-lich-re'
chtlicher , sondern staatsrechtlicher Natur , wie in dem Ur-teile des erkennenden Senats vom 10 . Februar 1903, Entschdes RG . in Zivils . Bd. 33 S . 423, insbesondere S . 429, dar¬gelegt ist.

(Urteil des RG . vom 17. Januar 1908 in Entsch . des RGin Zivilst Bd . 68 S . 214 .)
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Cafe des Westens
Besitzer : A .FLTHZJJFI WJEBJEÜ , Kondrtormeister .

a
□
□

Telefon 2188 StraßenbahnhaltesteHe ; Mühiburgw Tor Telefon 2188

Eigene Konditorei
fF. Sinner Biere '

:: : : la . Weine
Belegen von Tischen kann nur bis 8 Ubr abends Berücksichtigung findenI

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
Schuhhaus Henninger

sowieGummi - u.Lederbesohlanstalt
Kaiser-Allee 145 (Peter und Paulsplatz

Neue Schuhwaren sowie Reparaturen werden in
—» > nur tadelloser Ausführung geliefert -

GARDINEN
Stückware , schmal und breit, sowie Madras Stores, Künstler-
garnituren, Mull , Batist empfiehlt bei noch billigen Preisen

Frau M . Becker
Etagengeschäft AdierstraBe I11

Aretz L Co . Inhaber : A. Fackler
KaiserstraBe 215 Telephon 219

Abteilung I Sämtliche Gummiwaren und Krankenpflegeartikel
Gummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Herrenbed .
Abteilung II : Technische Gummi- und Asbestwaren , Treib¬

riemenlager und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .
GroSverkauf . Kleinverkauf .

Juwelen - und Uhrenhaus

OskarJ(irsckke
Karlsruhe i B.

Kriegsstraße 70
*

Größtes Haus dieser Art am Platze

Hausuhren, Wanduhren, Tisch- u . Weckeruhren
Armbanduhren

eigene Muster in Gold und Silber

Herren uhren
deutsche , und eigene Marke in Schweizer Qualität

Juwelen , Gold- und Silberwaren
in allen Artikeln

Durch das groBeLager biete stets Vorteile
Bekannt für solide Ware und billigste Preise

Färberei u . ehern . Waschanstalt
D. LaschTelefon

1953
Telefon

1953
reinigt und färbt alle in dieses Fach eiaschlagende Gegenstände

Filialen in allen Stadtteilen
Prompte Bedienung — 1 ■ Mäßige Preise

Einer sagt dem Andern : S“ kanfen Damen-KonfekUon
- —- am vorteilhaftesten in

Daniels Konfektionshaus
Wilhelm Straße 36, 1 Treppe KARLSRUHE Telephon 1846

Ineinginp in Ragen - ml Gunmi - ttiiittlii , Alpacea -, Rips- , Csnrent - und
Donegal - Hinteln, Kortümen , Röcken, Blntn, Kleidern, Uirttrtöcken , Rsgeitediirnmi

Keine Ladenspesen , daher billigste Preise !

Aretz & Cie . Inhaber A . Fackler

KaiserstraBe 215 Telephon 219
Spezialhaus in Gummiwaren -und Linoleum

.Gummischuhe , Herren - und Damen - Gummi -
Mäntel , Wachstuch : Tischdecken , Läufer ,
Wandschoner , Linoleum , Stückware , Teppiche

und Läufer , Gtmemi - Spiel w ar en .

Kriegsblin der

Bruno Eisenstädt
Kreuzstraße 2 o, Ecke Markgrafenstraße

*

Bürstenwaren
Haushalt -Bedarf

Toilette -Artikel
Schöne praktische Geschenkefür jede Gelegenheit !

PauiMalthaner & Hauschwitz
Waldhornstrasse 19 : : : Telephon 1555

Spezial - Geschäft für
Weisswaren und Aussteuer-Artikel

mir isezinisr
kaufen sie vorteilhaft im

II
MarkgrafenstraBe 24 Ecke KroaenstraSe

(früher Hotel Geist)

Speziathatrs in CA . 179
Herren- u .Damenkleiderstoffe
SeidenstcfieAussteuerartikel

Wilh . Braunagel ,
Herrenstr . 7 Herrenstr . 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

Mßbei - Lagsryng
sowie die An- und Abfuhr von Möbeln und sonstigen

GHtern übernimmt zu günstigen Bedingungen
Internationales Speditionshaus
Walter HocMsauser & Co - G . m . b. H .
Telephon 1047 , 5693 . Kaiserstraße 172 .

BALDUR Neu ! Unübertroffen ! Neu !

naturre
unvergoren

BALDUR'AKT/ENOESEUSCHAfT
EUR. GARUNGSLOSE
FRÜCHTEVERWEKTUNG

Der kalt abwaschbare
weiche Sportkragen
ist da ! Keine Wäscherei mehr ! Genau wie Leinenkrügen , leicht
und angenehm tragbar . Verlangen Sie kostenlose Mustervorlage .

W . Läuger & Co ., Karlsruhe , waidstr . 33

Confedionshaus
Hirschen
95 Kaiserstraße 95

Rasgewältfte Lesestücke zum Studium der politischen Ökonomie
In Kürze erscheint :

Band XV : Band XVI :
Kapital und Kapitalismus Das Staatsschuldenproblem

Ausführliche Drucksache kostenfrei

VERLAG G. BRAUN in KARLSRUHE , Karlfriedrichstraße 14

Spezialgeschäft für Herren u .
= = Berufs - Kleidung und Wäsche

en

Handtaschen : : Besuchstaschen noch zu □ KR(JFMRIH1S Etagengeschäft
Aktenmappen und Klein -Lederwaren tnäB '9 en D für Offenbacher Lederwaren

immiitutiiHiHmtmiiiimuiiMimiiiiiiituiiiuiHiuimHMmiuiiiiiiiiimuiit

Mur beste Fabrikate !
Preisen t

Mur beste Fabrikate !
' ^ Steinstraße 6,1 ! . Steinstraße 6, II .

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Naciif. Inh . : Bfttlingmayer

A BretschneiderGustav Herdle
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung o Impressen-Verlag.
■: Sämtliche BOrohedarfsartikel . n

Rasche Bedienung . — Sauberste Ausführung.

GLÖCKENGi ESSEREI

GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE I . B.
Liststr. 5 . Tel. 443 .

Mohr& Speyer , Karlsruhe
Kaiserstraße 215 — Telephon 5665

Uniformen für Beamte der Reichs-, Landes¬
und städtischen Behörden — Zivil -Bekleidung

Vordrucke
für

Erwerbslosenfürsorge
sind zu beziehen von

G . Braunsche Druckerei , Karlsruhe , Karlfriedrichstr. 14

lllliMlü
- r für Polizei - u. Gemeindebeamte , Feuerwshrkorps ,

Lf rttTOrmen Zoll- U. Finanzbearate, Eisen- u. Straßenbahner,
- FeM-u.Waldhdter,sowie Berufskleidungenjed.Art

Albert Hilbert, G . m . fc>. H . , Rastatt
Süddeutsche Bekleidurrgs - Industrie

Filiale : Ludwigshafen a. Rhein , Bismarckstraße 4-0.

Die geographischen Grundlagen des
deutschen Volkstums

Von Prof . Dr . Norbert Krebs (Freiburg i. B.)
(„Wissen und Wirken “ Band 4)

Grundpreis M. 1 .— X Schlüsselzahl des Buchhandels

Verlag G . Braun , Karlsruhe in Baden , Karlfriedrichstraße 14 .

Druck der Karlsruher Zeitung.
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